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Haftung kollektiver Rechtssubjekte – 
höhere Strafen, Compliance-Pflichten
Die bisher freiwillige Compliance-Aufsicht in Organisationen wird zur Pflicht.

Die neuen Vorschriften sehen eine größere Verantwortung von kollektiven Rechts-

subjekten für Straftaten vor, die im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit begangen 

werden. Dabei können Straftaten durch vorsätzliches Handeln begangen werden, 

aber auch durch die Nichtanwendung der jeweils gebotenen erforderlichen Sorgfalt.

Der Gesetzesentwurf setzt eine Haftung für die Nichtumsetzung von Lösungen 

voraus, die darauf abzielen, erheblichen Bedrohungen, die zu Straftaten führen, 

entgegenzuwirken. Eine so breite Haftung führt auch zu einer Pflicht, Prozeduren 

einzuführen, welche Verfahrensregeln für den Fall von Unregelmäßigkeiten festle-

gen, sowie zur Pflicht, eine Person zu benennen (sog. Whistleblower), die für die 

Beaufsichtigung der Einhaltung von Vorschriften in der Organisation verant-

wortlich ist.

Um die Adressaten zur Umsetzung von neuen Vorschriften zu motivieren, hat 

der Gesetzgeber die Sanktionen für die Fälle der Nichtbefolgung verschärft. Dazu 

gehören: die Ausweitung des Katalogs von erfassten Straftaten, ein breites Spek-

trum von repressiven Maßnahmen (z.B. Verbot der Teilnahme an öffentlichen 

Ausschreibungen oder eingeschränkter Gewerbeverbot), bis hin zur zeitweisen 

Bestellung eines Zwangsverwalters.

Im Kern der vorgeschlagenen Änderungen steht der Grundsatz, dass die Verurtei-

lung einer natürlichen Person als Voraussetzung der Haftung einer Organisation 

nicht mehr notwendig ist. Das bedeutet, dass die Staatsanwaltschaft gleichzeitig ein 

Verfahren gegen ein kollektives Rechtssubjekt und gegen eine natürliche Person 

wird führen können. Diese wichtige Änderung sollte die Dauer von Verfahren erhe-

blich verkürzen.

Der Gesetzesentwurf schlägt die Pflicht zur Vornahme von internen aufklärenden 

Untersuchungen in Körperschaften vor. Dieses betrifft die Fälle, wo gewonnene 

Informationen für die Haftung von Organisationen für Straftaten Bedeutung haben 

könnten. 

Ferner sollen die Gerichte in der Lage sein können, negativen Konsequenzen für 

Whistleblower entgegenzuwirken. Dazu gehört z.B. die Wiedereinstellung einer 
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Person, wenn das Arbeitsverhältnis mit ihr aus Gründen eingestellt wurde, die mit 

ihrer Tätigkeit als Whistleblower zusammenhängen. 

Der Gesetzesentwurf soll im polnischen Rechtssystem die Anwendung von Compli-

ance-Lösungen einführen, die bisher meistens in großen internationalen Organisa-

tionen zu finden waren. 

Der Entwurf wird vom Parlament bearbeitet. Es ist möglich, dass das Gesetz noch 

in 2019 verabschiedet wird, und innerhalb von 6 Monaten nach der Bekanntgabe in 

Kraft tritt.

Quelle:  

Gesetzesentwurf: Gesetz über die Haftung von kollektiven Rechtssub-jekten für 

Straftaten, sowie über die Änderung einiger Gesetze.
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Iris-Scanner, Führungszeugnis und 
Facebook am Arbeitsplatz 
Neue Regeln für die Datenverarbeitung durch Arbeitgeber ab Frühjahr 2019

Der ungarische Gesetzgeber fügte die für Datenverarbeitung im Arbeitsverhältnis 

geltenden Regeln der Datenschutz-Grundverordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates („GDPR“) in das ungarische Arbeitsgesetzbuch ein. Die am 26 April 

2019 in Kraft getretene Änderung brachte wesentliche Änderungen der Datenverar-

beitungsrechte und –Pflichten der Arbeitgeber mit sich.

Grundsätzlich gilt, dass vom Arbeitnehmer nur die Abgabe von Erklärungen, 
bzw. Vorlage von Unterlagen gefordert werden darf, die im Zusammenhang 

mit dem Arbeitsverhältnis stehen (für dessen Zustandekommen, Beendigung oder 

die Ausübung der daraus entstehenden Rechte erforderlich sind). Solche Angaben 

können nun auch vom Betriebsrat und der Gewerkschaft gefordert werden, wenn 

sie für den Betrieb dieser erforderlich sind.

Die GDPR qualifiziert die biometrische Daten des Arbeitnehmers (Iris-Scan, 

Fingerabdruck, Lichtbild etc.) als außerordentlich sensitiv, daher gilt für diese ein 

strenger Schutz. Sie dürfen vom Arbeitgeber zur Identifikation, so bei dem Betrieb 

eines Zugangskontrollsystems, nur verwendet werden, wenn dies zum Schutze 

von Leben, körperlicher Unversehrtheit oder Gesundheit oder eines wesentlichen, 

gesetzlich geschützten Interesses notwendig ist. Gegeben ist dies bei der Bewa-

chung von Sprengstoff, chemischen- oder nuklearen Stoffen oder von Vermögen, 

deren Wert HUF 50 Millionen (etwa EUR 155.215) übersteigt.

Personenbezogene Daten eines Bewerbers mit strafrechtlichem Belang 

(meist Führungszeugnis) dürfen nur zum Zwecke der Entscheidung darüber 

verarbeitet werden, ob ein Gesetz oder die eigene Entscheidung des Arbeitgebers 

die Beschäftigung in der gegebenen Position beschränkt oder ausschließt. Eine 

Beschränkung oder einen Ausschluss gemäß eigener Entscheidung darf der Arbe-

itgeber nur anwenden, wenn dies zum Schutze von wesentlichen Vermögensin-

teressen, gesetzlich geschützten Geheimnissen oder der „speziell zu bewachenden 

Mitteln“ erforderlich ist.

Neu ist, dass der Arbeitnehmer ihm zur Verfügung gestellte IT-Geräte – wenn 

nicht anders vereinbart – ausschließlich zur Arbeitsverrichtung verwenden 

darf. Dies darf vom Arbeitgeber überprüft werden und hierzu darf er – zeitlich und 
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im Umfang beschränkt – auch in eventuell auf dem Gerät gespeicherte persönliche 

Daten einsehen (z.B. Familienfotos, Facebook-Messages).

Um erhebliche Bußgelder und nachteilige arbeitsrechtliche Folgen zu vermeiden ist 

es für alle Arbeitgeber ratsam, ihre Datenverarbeitungspraxis zu überprüfen und 

ggf. zu ändern.

Quelle:  

Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27 

April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 

(Datenschutz-Grundverordnung)

Gesetz Nr. I aus dem Jahr 2012 über das Arbeitsgesetzbuch
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Änderungen im Immobilienrecht: 
mehr Pacht, aber keine 
Bargeldgeschäfte mehr
Das lettische Verfassungsgericht beschert Grundeigentümern eine höhere Pacht. 
Ferner sind Immobilienkäufe mit Bargeld nicht mehr möglich.

Das lettische Recht sieht eine ungewöhnliche Ausnahme vom Grundsatz vor, dass 

Eigentümer eines Grundstücks und Eigentümer der darauf errichteten Gebäude 

dieselbe Person sind. Der Eigentümer eines Gebäudes oder einer Wohnung und der 

Eigentümer eines Grundstücks können auseinanderfallen, der Bauherr muss jedoch 

eine Zwangspacht an den Grundstückseigentümer zahlen.

Diese Besonderheit hat Ihren Ursprung in der Rückgabe von Land an die 

ursprünglichen Eigentümer, nachdem die Republik ihre Unabhängigkeit wieder-

erlangt hatte. Die Frage der Zwangspacht war Anlass für eine Reihe langanhal-

tender Konflikte zwischen Grundstückseigentümern und Gebäudeeigentümern. 

Zuletzt im Jahr 2017 befasste sich das lettische Parlament mit dieser Frage und 

verabschiedete eine schrittweise Senkung der Pachtrate: 5 % des Katasterflächenw-

ertes im Jahr 2018, 4 % 2019 und 3 % 2020, wenn die Parteien sich nicht selbst auf 

einen Pachtzins einigen können. 

Zum einen sind so zwar die Wohnungs- und Gebäudeeigentümer gesetzlich vor 

überhöhten Mieten geschützt. Zum anderen hat der Grundstückseigentümer jedoch 

weder das Recht, den Mieter frei zu wählen, noch die Möglichkeit, einen Pachtver-

trag nach seinem Ermessen zu schließen. Die umstrittenen Normen sahen nach 

Ansicht der Kritiker kein ausgewogenes Rechtsverhältnis zwischen Grundstücksei-

gentümern und Gebäudeeigentümern vor.

Im April 2018 entschied das Verfassungsgericht der Republik Lettland, dass die 

Senkung des Satzes gegen das Grundrecht auf Eigentum verstößt und dass die 

Änderungen am 1. Mai 2019 auslaufen. Der obligatorische Pachtzins beträgt wieder 

6 % des Katasterwertes.

Darüber hinaus können ab dem 1. Mai 2019 Transaktionen mit unbeweglichen 

Grundstücken nicht mehr in bar durchgeführt werden. Vor der jüngsten Änderung 

des Steuer- und Abgabengesetzes waren Bargeldgeschäfte im Wert von bis zu 

7 200 € zulässig. Für Immobilientransaktionen vor dem 1. Mai 2019, die ganz 
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oder teilweise in bar ausgeführt werden sollen, gelten ab dem 1. Januar 2020 die 

Vorschriften über bargeldlose Transaktionen. Die Änderungen des Steuer- und 

Abgabengesetzes sollen Risiken von Scheingeschäften vermeiden und stehen im 

Zusammenhang mit den staatlichen Maßnahmen gegen Wirtschaftskriminalität 

und Geldwäsche.

Quelle:  

Änderungen des Gesetzes über Privatisierungen und Restitutionen von Wohneigen-

tum in Gemeinden der Republik Lettland: https://www.vestnesis.lv/op/2018/74.11

Änderungen des Steuer- und Abgabengesetzes:  

https://likumi.lv/doc.php?id=33946
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Arbeitsrecht Estland: 
Wettbewerbsbeschränkungen
Urteil des Obersten Gerichtshofs Estland: genauere Vorgaben zu Wettbewerbsbe-
schränkungen im Arbeitsvertrag

In Estland reichte ein Bauunternehmen Klage gegen einen ehemaligen 

Arbeitnehmer auf Zahlung einer Vertragsstrafe ein, da dieser das zwischen ihnen 

vereinbarte Wettbewerbsverbot verletzt hatte. Demnach sollte 

der Arbeitnehmer nicht ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Arbeitgebers 

während der Dauer des Arbeitsvertrags für einen anderen Arbeitgeber in 

der Baubranche arbeiten oder in der Baubranche selbständig tätig sein. Das 

Verbot sollte weltweit gültig sein. Der Arbeitgeber hatte nach Beendigung des 

Arbeitsvertrages erfahren, dass der Arbeitnehmer über sein eigenes Unternehmen 

außerhalb Estlands, nämlich in Norwegen, Bauleistungen erbracht hatte und dort 

auch für andere Arbeitgeber tätig gewesen war. 

Gemäß dem estnischen Arbeitsvertragsgesetz muss eine 

Wettbewerbsbeschränkung räumlich, zeitlich und dem Inhalt nach begrenzt 

und für den Arbeitnehmer auch mit diesen Komponenten verständlich sein. 

Die Parteien müssen die Wettbewerbsbeschränkung so formulieren, dass 

ersichtlich ist, wer Konkurrent des Arbeitgebers ist und welche konkurrierenden 

Aktivitäten dem Arbeitgeber schaden würden. Da die Einschränkung in einem 

angemessenen Verhältnis zu dem vom Arbeitgeber geschützten Interesse stehen 

muss (Kriterium der Angemessenheit der Beschränkung), muss der Konkurrent 

im Wesentlichen in demselben Tätigkeitsbereich wie der Arbeitgeber tätig sein. 

Die wesentlichen Aktivitäten der beiden Unternehmen müssen also miteinander 

vergleichbar sein, was beispielsweise beim Verkauf derselben Produktgruppe 

der Fall wäre. Die Arbeit des Arbeitnehmers beim Konkurrenten muss im 

Wesentlichen mit den konkurrierenden Aktivitäten des ehemaligen Arbeitgebers 

zusammenhängen. Dies bedeutet, dass der Arbeitnehmer von keinem Arbeitsplatz 

beim Konkurrenten ausgeschlossen werden kann, sofern seine Tätigkeit dort eine 

andere ist. 

Der Anspruch auf Vertragsstrafe ist nur dann gerechtfertigt, wenn alle 

Bedingungen der Wettbewerbsbeschränkung im Arbeitsvertragsgesetz erfüllt 

sind. Der Oberste Gerichtshof bestätigt zwar, dass die Parteien das Recht 

haben, eine weltweite Wettbewerbsbeschränkung zu vereinbaren. Da dies 
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jedoch eine sehr umfassende Einschränkung für den Arbeitnehmer ist, muss der 

Arbeitgeber ein konkretes, besonders schutzbedürftiges wirtschaftliches Interesse 

nachweisen. 

Quelle: https://rikos.rik.ee/?asjaNr=2-15-16682/73 
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Geldwäscheprävention – Banken 
und Unternehmen sind vor neue 
Herausforderungen gestellt 
Der jüngste Geldwäscheskandal nimmt auch Einfluss auf neue und bereits 
etablierte Unternehmen in Litauen 

Zahlreiche Banken in Skandinavien und im Baltikum sind in jüngster Zeit Ziel 

von Ermittlungen geworden. Grund hierfür waren undurchsichtige Transaktionen 

an unbekannte Profiteure, der Vorwurf der Geldwäsche steht im Raum. Die 

Ermittlungsverfahren der nationalen Behörden dauern derzeit noch an.

Die Banken haben auf die Situation schnell reagiert und stellen nun erhöhte 

Anforderungen an Unternehmensgründer. Bestehende und neue Unternehmen 

müssen umfangreiche KYC (know your customer) Fragebögen beantworten 

und detaillierte Informationen über die Unternehemsstruktur bereitstellen, um 

zukünftig transparent darzustellen, wer Profiteur des Unternehmens ist. Sollten die 

Unternehmen nicht ausreichend detailliert Informationen herausgeben oder die 

Anfragen der Banken sogar unbeachtet lassen, drohen Sperrungen von Bankkonten 

mit erheblichen Folgen für die Unternehmen. 

Durch die erhöhte Prüfungspflicht der Banken und der Menge an bereitzustellenden 

Informationen nehmen Kontoeröffnungen einen längerem Zeitraum in Anspruch, als 

das bisher der Fall war.

Die Banken haben auf die erhöhte Informationspflicht der Unternehmen 

unterschiedlich reagiert. Zum Einen werden zunächst ohne eingehende Überprüfung 

Konten eröffnet, was das Problem der Informationspflicht jedoch nur auf einen 

späteren Zeitpunkt verlagert, wenn die Konten in Girokonten umgewandelt 

werden sollen. Zum Anderen erfordern einige Banken unmittelbar umfassende 

Informationen von den Unternehmen an.

Ziel der Beratung von Gründern und bereits bestehenden Unternehmen ist die 

Sensibilisierung für die Vorgehensweise der Banken und die Wichtigkeit der zügigen 

und umfangreichen Bereitstellung aller angeforderten Informationen. Eine geeignete 

Bank zu finden ist für den Ablauf einer Unternehmensgründung von immenser 

Wichtigkeit und nur so kann eine reibungslose Finanzierung gewährleistet werden.

Quelle: Gesetz: BANKGESETZ DER REPUBLIK LITAUEN; 30 März 2004 No 

IX-2085
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Sind Gehaltszahlungen in 
Fremdwährung zulässig?  
In Zeiten der Globalisierung und der Freizügigkeit von Arbeitskräften innerhalb 
der EU möchten immer mehr Arbeitnehmer ihr Gehalt in Fremdwährung ausbe-
zahlt bekommen.  Das tschechische Gesetz regelt diese Frage nur am Rande, in der 
Praxis macht sie aber Arbeitgebern in mehrfacher Hinsicht zu schaffen … 

Im Zuge der fortschreitenden Globalisierung häufen sich die Fälle, in denen tschechis-

che Arbeitgeber ausländische Manager beschäftigen, die Steuerausländer sind, und die 

ihren ständigen Wohnsitz, ihre Familie und ihr Eigenheim im Ausland haben, wohin 

sie nach Beendigung ihres tschechischen Engagements auch zurückkehren wollen.  

Das tschechische Arbeitsgesetzbuch schreibt vor, dass der Arbeitgeber das Gehalt 

in gesetzlichen Geldern auszubezahlen hat – und das sind laut Gesetz über die 

Tschechische Nationalbank Tschechische Kronen.    Ein entgegenlautender Wunsch 

des Arbeitnehmers hat hierauf ebenso wenig Einfluss wie eine etwaige Abrede zwis-

chen Arbeitgeber und Arbeitnehmer: die Bestimmung, die diese Pflicht vorschreibt, ist 

unabdingbaren Charakters.  Die einzige Ausnahme stellen Beschäftigungsverhältnisse 

dar, bei denen die Arbeitsleistung im Ausland (außerhalb Tschechiens) erbracht wird; 

hier ist bei Einwilligung des Arbeitnehmers eine Auszahlung in der fremden Währung 

möglich, vorausgesetzt, die Tschechische Nationalbank veröffentlicht für die betref-

fende Währung einen offiziellen Wechselkurs.  

In der Praxis setzen sich tschechische Arbeitgeber mit dem o.g. Wunsch ihrer Arbe-

itnehmer nach einer Auszahlung in Fremdwährung auf verschiedene Art und Weise 

auseinander; keine davon ist aber optimal oder auch nur völlig gesetzestreu. 

 Am häufigsten ist der Fall, dass das Gehalt im Arbeitsvertrag in Fremdwährung 

(zumeist EUR oder USD) vereinbart, aber dann in Tschechischen Kronen ausbez-

ahlt wird. Für die Zwecke der Berechnung der gesetzlichen Abgaben sind damit aber 

mehrere Probleme verbunden: das Gehalt des Arbeitnehmers muss jeden Monat in 

Tschechische Kronen umgerechnet werden, was erhöhten Verwaltungsaufwand in der 

Lohnbuchhaltung aber auch ein Kursrisiko mit sich bringt.  In der Tat ist diese “Lösung 

eigentlich gar keine, denn der Arbeitnehmer erhält trotzdem Tschechische Kronen.  

Eine andere Reaktion auf den Wunsch nach einer Vergütung in Fremdwährung, der 

wir in der Praxis ab und an begegnen, besteht darin, dass der Arbeitnehmer und der 

Arbeitgeber anstelle eines Arbeitsvertrags einen Dienstleistungsvertrag oder eine 

Zusammenarbeit im Geltungsbereich des Bürgerlichen Gesetzbuchs vereinbaren.  
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Derartige Arrangements sind aber angesichts des gesetzlichen Verbots der Scheinselb-

ständigkeit abzulehnen.  

Manche Arbeitgeber wiederum reagieren auf den Wunsch ihres Arbeitnehmers nach 

einer Vergütung in Fremdwährung damit, dass sie einen Arbeitsvertrag nach auslän-

dischem (z.B. slowakischem oder deutschem) Recht vereinbaren, welches die Auszahl-

ung des Gehalts in Euro ermöglicht.  Diese Lösung kann sich aber bei der Auflösung 

des Beschäftigungsverhältnisses als problematisch erweisen, weil es rechtlich nicht 

eindeutig sein muss, ob das Recht am Ort der Arbeitsleistung (bzw. dessen zwingende 

Bestimmungen) oder das vereinbarte ausländische Recht anzuwenden ist.  

Um abschließend zu verdeutlichen, wie problematisch alle diese Lösungen sind: ein 

Arbeitgeber, der das Gehalt im Widerspruch zum Arbeitsgesetzbuch in Fremdwährung 

ausbezahlt, setzt sich dem Risiko einer Ahndung seitens der staatlichen Gewerbeauf-

sichtsbehörde aus.  Das Delikt bzw. die Ordnungswidrigkeit einer Gehaltsgewährung 

in rechtswidriger Form kann gemäß dem Gesetz über die Gewerbeaufsicht mit einer 

Geldstrafe von bis zu 1.000.000,- CZK geahndet werden.

Quelle:  

Arbeitsgesetzbuch (Ges. Nr. 262/2006) 

Gesetz über die Tschechische Nationalbank (Ges. Nr. 6/1993) 

Gesetz über die Gewerbeaufsicht (Ges. Nr. 251/2005)

L e g a l  N e w s  |  J u n i  2 0 1 9  |  T s c h e c h i s c h e  R e p u b l i k



1 3

Weitere Hindernisse für 
Lebensmittelhändler in der Slowakei!
Der Kampf gegen die Marktmacht der Lebensmittelhändler geht in die nächste 
Runde

Seit 1. Mai gelten in der Slowakei neue Regelungen für Verträge zwischen Lebens-

mittelhändlern und Lieferanten. Der Gesetzgeber sieht dieses Gesetz als eine 

Reaktion auf das Ungleichgewicht zwischen Lebensmittelhändlern und Lieferanten 

und hat aus diesem Grund 40 unlautere Praktiken definiert und teilweise unter 

Strafe gestellt. Die Praktiken werden dabei teilweise sehr weitgehend oder missver-

ständlich formuliert. Insgesamt ist das Gesetz handwerklich sehr ungenügend 

ausgefertigt. Folgende Vertragsbedingungen können zukünftig problematisch sein:

•	 willkürliche Senkung des Kaufpreises des Lebensmittels während der Dauer 

der Vereinbarung über den Kaufpreis;

•	 niedrigerer Kaufpreis als die wirtschaftlich berechtigten Kosten des Lieferant-

en;

•	 unberechtigte oder grundlose Aufrechnung von offenen Forderungen;

•	 Eigentumserwerb später als Übergabe des Lebensmittels;

•	 garantiere Festpreise für längere Zeit als 60 Tage, wobei unklar ist, was ein 

garantierter Festpreis ist;

•	 Zahlungsziele von über 30 Tagen ab Lieferung.

Im Rahmen von Marketingmaßnahmen der Lebensmittelketten soll nun mindes-

tens die Hälfte der abgebildeten Nahrungsmittel slowakischen Ursprungs sein.

Je nach Schwere des Verstoßes können Bußgelder bis zu 500.000 € auferlegt 

werden.

Abschließend erklärt sich das Gesetz für sämtliche Sachverhalte anwendbar, die 

Auswirkungen auf dem Gebiet der Slowakischen Republik haben können, auch 

wenn diese im Ausland geltend gemacht wurden, oder wenn sich die vertraglichen 

Verhältnisse nach einer anderen Rechtsordnung als der slowakischen richten.
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Bereits bestehende Verträge sind bis zum 30.09.2019 anzupassen.

Wir erwarten, dass wieder einmal die slowakischen und europäischen Gerichte das 

letzte Wort zu diesem Gesetz haben werden. 

Einwände gegen das Gesetz wurden bereits bei dem slowakischen Verfassungsgeri-

cht, wie auch bei der Europäischen Kommission eingereicht.

Quelle: Gesetz Nr. 91/2019 Slg. über unangemessene Vertragsbedingungen beim 

Lebensmittelhandel und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze 
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In Belarus wurde ein Ukaz zur 
Bekämpfung von Scheinstrukturen 
aufgehoben 
Eine berüchtigte Regelung zum Kampf gegen die Steuervermeidung ist zum 1. 
Januar 2019 aufgehoben worden

Ukaz Nr. 488, der zur Bekämpfung von Scheinstrukturen eingesetzt wurde, war 

vom 1. Januar 2013 an Kraft.

Mit dem Ukaz wurde ein Register der Gesellschaften und Unternehmer mit 

erhöhtem Risiko für Wirtschaftsstraftaten (nachfolgend “Register” genannt) 

eingeführt. Aufgenommen in das Register wurde man beispielsweise bei 

Zahlungseingängen in Höhe von mehr als 5.000 Grundwerten (etwa 54.000 Euro) 

pro Monat, bei Tätigwerden von unbefugten Person für das Wirtschaftssubjekt 

oder wenn sich der tatsächliche Geschäftssitz der juristischen Person an einem 

anderen Ort als dem in der Satzung aufgeführten befand. Das Register wurde vom 

Ministerium für Steuern und Abgaben der Republik Belarus geführt.

Bei Geschäftsabschluss mit im Register gelisteten Subjekten trugen auch 

gutgläubige Vertragspartner das Risiko der Nacherhebung von Steuern aus einem 

solchen Geschäft, wenn sich etwa Buchungsbelege nachträglich als ungültig 

herausstellen sollten. Außerdem hafteten die Handelspartner bei Nichtzahlung 

oder unvollständiger Zahlung. 

Statt dessen wurden neue Bestimmungen zum Kampf gegen Steuerverkürzung in 

den zum 1. Januar 2019 in Kraft getretenen Steuerkodex aufgenommen.

Danach kann die Steuerbemessungsbasis und damit die Höhe der abzuführenden 

Steuern nachträglich in folgenden Fallgruppen korrigiert werden:

•	 bei falschen (Tatsachen-) Angaben in Bezug auf Wirtschaftstransaktionen;

•	 falsche Angaben über Steuerobjekte und (oder) Information, die für die 

Festsetzung und Entrichtung Steuern erforderlich sind;

•	 wenn Hauptziel einer Transaktion die Nichtzahlung (nicht vollständige 

Zahlung) und (oder) Vermeidung oder Erstattung von Steuern ist;

•	 wenn keine realen wirtschaftlichen Interessen hinter der Transaktion stehen.
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Beweispflichtig für das Vorliegen einer der obenstehenden Fallgruppen sind die 

Steuerbehörden.

Bei Verdacht des Vorliegens einer der Fallgruppen übersendet das Departement 

für Finanzuntersuchung des Komitees für Staatskontrolle einen Bescheid an das 

Unternehmen, der die Gründe für die Änderung der Steuerbemessungsgrundlage 

und die Neufestsetzung der Steuern (nachfolgend “Schlussfolgerung” genannt), 

enthält. Auch kann eine unplanmäßige Prüfung dieses Subjektes durchgesetzt 

werden. Parallel wird den Vertragspartnern eines solchen Unternehmens 

ein Vorschlag zur Selbstkorrektur der Steuerbemessungsgrundlage und der 

abzuführenden Steuern bei Wirtschaftstransaktionen mit diesem Unternehmen 

(nachfolgend “Vorschlag” genannt) übermittelt. Das Register der Gesellschaften 

und Unternehmer mit erhöhtem Risiko wird nicht mehr weitergeführt – Grund für 

eine Steuernachzahlung ist nunmehr allein eine konkrete Wirtschaftstransaktion.

Das Departement für Finanzuntersuchungen ist beauftragt, hat die Aufgabe, 

die Reihenfolge der Vorbildung und Einweisung der Schlussfolgerungen und 

Vorschläge festzulegende Einzelheiten für die Durchführung der einschlägigen 

Verwaltungsverfahren festzulegen.

Quelle: Nationales Rechts-Internetportal der Republik Belarus (NRIP) 19.04.2019, 

1/18308
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EuGH: A1 auch für 
Drittstaatsangehörige  
Damit ein A1 ausgestellt werden kann ist ein „rechtmäßiger Wohnsitz“ in der EU 
erforderlich, dieser muss aber nicht von Dauer sein.

Die Mobilität von Mitarbeitern spielt in vielen Branchen eine große Rolle, dies gilt 

nicht nur im Bausektor, im Transportsektor oder bei der Betreuung in häuslicher 

Gemeinschaft. Dabei wird zunehmend auch auf Arbeitnehmer aus Nicht-EU-Staaten 

zurückgegriffen, etwa aus der Ukraine oder Serbien. Wie bei jeder grenzüberschrei-

tenden Tätigkeit stellt sich dabei u.a. die Frage, welches Sozialrecht Anwendung 

findet. Hierfür gibt es innerhalb der EU klare Regeln (VO 883/04): Grundsätzlich 

gilt das Sozialrecht des Tätigkeitsstaates. Übt ein EU-Bürger aber eine Beschäfti-

gung in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten aus, unterliegt er aber ausnahmsweise den 

Vorschriften seines Wohnmitgliedsstaates, wenn er dort einen wesentlichen Teil 

seiner Tätigkeit ausübt.

Der EuGH hatte nun zu entscheiden, ob dies auch für Nicht-EU-Bürger gilt, die 

keinen dauerhaften Wohnsitz in einem EU-Staat haben.

Mehrere Eiskunstläufer aus Mittel- und Osteuropa waren bei einer niederländischen 

Eiskunstrevue unter Vertrag. Sie hielten sich rechtmäßig in den Niederlanden auf, 

um dort zu trainieren und aufzutreten. Die Eisrevue tourte dann durch Europa. Der 

niederländische Sozialversicherungsträger war nun der Auffassung, dass für diese 

Athleten kein A1 ausgestellt werden könne, weil ihr Lebensmittelpunkt noch in ihrem 

Heimatland, außerhalb der EU liegt. Der EuGH sieht das anders: Nach den Zielen 

der Verordnung 883/2004 und 1231/2010 sei es geboten, dass auch Drittstaatsange-

hörige, die sich rechtmäßig in einem EU-Staat aufhalten und dort arbeiten, genauso 

behandelt werden, wie EU-Bürger. Deswegen muss im Ergebnis ein A1 ausgestellt 

werden.

Was bedeutet dies für die Praxis? Immer dann, wenn sich ein Drittstaatsangehöriger 

rechtmäßig innerhalb der EU aufhält und arbeitet, profitiert er oder sie in gleichem 

Maße vom europäischen Koordinierungssystem für das Sozialrecht. Voraussetzung 

ist aber eben, die Rechtmäßigkeit des Aufenthalts, deswegen muss weiterhin darauf 

geachtet werden, dass alle aufenthaltsrechtlichen Anforderungen erfüllt sind. 

Quelle: EuGH Rechtssache C-411/17 – Holiday on Ice 
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